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A. Einleitung 

Die Verwirklichung des Binnenmarktes in der EG steht unmittelbar bevor. 
Bis zum 31. Dezember 1992 sollen die dazu erforderlichen Maßnahmen von 
der Gemeinschaft getroffen werden. Nach Art. 8 a EWGV umfaßt der Bin-
nenmarkt "einen Raum ohne Binnengrenzen, in dem der freie Verkehr von 
Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital" gemäß den Bestimmungen 
des EWG-Vertrages gewährleistet ist. 

Für den Bankensektor bedeutet das, die Niederlassungsfreiheit sowie den 
freien Dienstleistungs- und Kapitalverkehr zu ermöglichen. 1 Hiervon sind 
viele Kreditinstitute in der EG betroffen. Neben diesen Freiheiten gilt es 
aber auch, einige Schutzpflichten zu beachten. In der EG sind Unternehmen 
und ca. 320 Millionen Verbraucher mögliche Gläubiger von Kreditinstituten. 
Zusätzlich muß das Bankwesen an sich funktionsfähig bleiben. In diesem 
Spannungsfeld steht das Bankenaufsichtsrecht der EG. Es soll die EWG-
Vertragsfreiheiten ermöglichen und zugleich den Verbraucher- und Funktio-
nenschutz gewährleisten. Hinzu kommt, daß sich in der Vergangenheit unter-
schiedliche nationale Aufsichtssysteme herausgebildet haben. Wirtschaftlich 
betrachtet nehmen jedoch die grenzüberschreitenden Banktätigkeiten stark 
zu. 

Vor diesem Hintergrund sind seit 1973 verschiedene Richtlinien zum Ban-
kenaufsichtsrecht in der EG ergangen. Sie sollen die jeweils nationalen Ban-
kenaufsichtsrechte harmonisieren und auf eine materiell einheitliche Basis 
stellen. Der Schwerpunkt der neueren Rechtsetzung liegt in 1989. Es ergin-
gen die zweite Bankrechtskoordinierungs-, die Eigenmittel- und die Solvabi-
litätsrichtlinie. Hierauf konzentriert sich die vorliegende Arbeit. 

Die zweite Bankrechtskoordinierungsrichtlinie erfaßt die Aufsicht über die 
Aufnahme und Ausübung der Banktätigkeit. Die Eigenmittel- und Solvabili-
tätsrichtlinie beziehen sich auf die Kapitalausstattung der Kreditinstitute. Sie 
legen fest, in welcher Art und Höhe Eigenmittel für die Geschäftstätigkeit 
nachgewiesen werden müssen. 

1 Vgl. Art. 3 c EWGV. 



14 A. Einleitung 

Richtlinien sind nach Art. 189 EWGV in innerstaatliches Recht umzuset-
zen. Die Mitgliedstaaten sind derzeit dabei, ihr nationales Bankenaufsichts-
recht an den EG-Vorgaben zu orientieren. In der Bundesrepublik Deutsch-
land erarbeitet das Bundesministerium der Finanzen Diskussionsentwürfe, 
die in eine Gesetzesvorlage für ein 4. KWG-Änderungsgesetz münden sol-
len. Hierauf wird bei der Darstellung des EG-Rechts jeweils Bezug genom-
men. 



B. Nationale und grenzüberschreitende Tätigkeit 
von Kreditinstituten in der EG 

Die EG-Bankenaufsicht zielt auf die nationale und grenzüberschreitende 
Tätigkeit der Kreditinstitutel in der Europäischen Gemeinschaft ab. Dieses 
Bankgeschäft hat verschiedene Erscheinungsformen rechtlicher und tatsäch-
licher Art. 

I. Definition des Bankgeschäftes 

Die Rechts- und Wirtschaftswissenschaften definieren das Bankgeschäft 
voneinander abweichend.2 Hier steht die Einordnung unter rechtlichen Ge-
sichtspunkten im Vordergrund. Dazu liegt eine Analyse der gesetzlichen 
Vorschriften aus den Mitgliedstaaten der EG vor.3 Sie führt aus, daß die 
enumerative Umschreibung im deutschen Kreditwesengesetz4 eine sehr um-
fassende Definition darstellt. Diese Untersuchung wird zeigen, inwieweit das 
Bankenaufsichtsrecht der EG diesen Definitionsansatz aufgreift oder modifi-
ziert. 

Gem. § 1 Abs. 1, S. 1 KWG zählen zum Bankgeschäft: 

1. Einlagengeschäft 
2. Kreditgeschäft 
3. Diskontgeschäft 
4. Effektengeschäft 
5. Depotgeschäft 
6. Investmentgeschäft 
7. Darlehenserwerbsgeschäft 
8. Garantiegeschäft 
9. Girogeschäft 

1 Zum Begriff der "Bank" bzw. gleichbedeutend "Kredilinslitut" vgI. Gabler, Sp. 532; 
Büschgen, Bankbetriebslehre, S. 9 ff.; FoUak, S. 2; zur konkreten Ausgestaltung im EG-Recht 
s.u. Kap. EIL a). 

2 V,I. Schierenbeck, S. 125 m.w.N. 
3 V,I. Römer, S. 126 f. 
4 Letzte Fassung It. Bekanntmachung vom 11. Juli 1985, BGBI. I, S. 1472 ff. 


